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Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft 


Schutz der Bevölkerung vor ungewöhnlichen Seuchenlagen 


hier: Influenzapandemieplanung von Bund und Ländern 


Anlass und Zielsetzung der Vorlage 


Die Hoffnung, dass Infektionskrankheiten in westlichen 
Industrienationen ihre Bedrohung verlieren, ist durch das 
Auftreten von neuen und alten Infektionskrankheiten 
widerlegt worden. Insbesondere das Auftreten der neuen 
globalen Seuche SARS oder die Befürchtungen vor einem 
bioterroristischen Anschlag mit Pocken oder der Ein- 
schleppung hochansteckender Erkrankungen, wie z.B. 
durch das Ebola-Virus, haben in der jüngeren Vergangen- 
heit die Anfälligkeit moderner Gesellschaften gegenüber 
Infektionsgefahren eindrücklich gezeigt. 


Für den seltenen Fall des Auftretens hochansteckender 
Erkrankungen werden in Hamburg besondere Strukturen 
vorgehalten (z. B. das Bernhard-Nocht-Institut für Tropen- 
medizin als Kompetenzzentrum für Infektionskrank- 
heiten und der Fachstab Seuchenschutz der Behörde für 
Wissenschaft und Gesundheit), die sich beim Auftreten 
von SARS bewährt haben. Diese Strukturen sind jedoch 
nicht ausreichend, um einen Schutz der Gesundheit der 
Bevölkerung und des Wirtschaftsstandorts Hamburg bei 
einer Influenzapandemie zu gewährleisten. 


Eine Influenzapandemie ist eine weltweite Epidemie, die 
durch ein neuartiges Influenzavirus verursacht und zu 
einer Erkrankungs- und Sterberate führt, die übliche, auch 
schwere Influenzawellen um ein Vielfaches übertreffen 
kann. Im letzten Jahrhundert traten im Schnitt alle 25 
Jahre Pandemien auf, zuletzt 1968/69. Die Weltgesund- 
heitsorganisation (WHO) hatte bereits 1999 alle Nationen 
aufgefordert, entsprechende Vorsorgemaßnahmen zu tref- 
fen und jetzt erneut auf das Risiko einer Pandemie hinge- 
wiesen. Mit besonderer Besorgnis wird dabei die fort- 
schreitende Ausbreitung der Vogelgrippe in Asien beob- 
achtet, die trotz aller Bekämpfungsmaßnahmen ein 
möglicher Ausgangspunkt für eine Influenzapandemie 
sein kann. 


Im Juni 2001 forderte die 74. Gesundheitsministerkonfe- 
renz (GMK) das Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung (BMGS) auf, in Abstimmung mit den 
Ländern einen nationalen Influenzapandemieplan auf der 


Grundlage der Empfehlungen der WHO zu erarbeiten. 
Der „Nationale Influenzapandemieplan“, der von einer 
Bund-Länder-Expertengruppe erarbeitet wurde, ist den 
Ländern im Februar 2004 vorgelegt worden. 


Nach intensiven Beratungen zwischen den Gesund- 
heitsressorts der Länder und dem Bund hat die GMK dem 
„Nationalen Influenzapandemieplan“ mit Beschluss vom 
31. Dezember 2004 zugestimmt und dessen Umsetzung im 
Rahmen eines Aktionsplans beschlossen. 


Der von Bund und Ländern beschlossene Aktionsplan 
sieht unter anderem die Anpassung der Katastrophen- 
pläne und rechtlichen Grundlagen, die Forschungsförde- 
rung und die Vorbereitung der Krankenhäuser, die Bereit- 
stellung von pandemischem Impfstoff für die Gesamtbe- 
völkerung und von antiviralen Medikamenten für einen 
Teil der Bevölkerung vor. 


In Hamburg, wie auch in den anderen Ländern, musste zur 
Umsetzung des beschlossenen Aktionsplans vorrangig 
eine Entscheidung über die Bevorratung mit antiviralen 
Medikamenten erfolgen. Darüber hinaus ist die erforder- 
liche Infrastruktur für die Versorgung der Bevölkerung im 
Pandemiefall weiter zu entwickeln. Vorrangige Ziele der 
einzuleitenden Planungen sind die Reduktion der Erkran- 
kungsfälle und der Sterblichkeit in der Gesamtbevölke- 
rung durch die Sicherstellung der Versorgung erkrankter 
Personen, die Aufrechterhaltung essentieller, öffentlicher 
Dienstleistungen sowie die zuverlässige und zeitnahe 
Information für politische Entscheidungsträger, Fachper- 
sonal, die Öffentlichkeit und die Medien. 


Mögliche Auswirkungen einer Influenzapandemie auf 
Hamburg 


Die Abschätzung der Auswirkungen einer zukünftigen 
Pandemie ist auf Grund der unvorhersehbaren Eigenschaf- 
ten des Pandemie-Virus nur unter großem Vorbehalt mög- 
lich. In Ermangelung anderer Erkenntnisse muss das Aus- 
maß einer Influenzapandemie anhand der zur Verfügung 
stehenden historischen Daten vorheriger Pandemien mit 
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Hilfe von Modellrechnungen auf der Grundlage des Natio- 
nalen Influenzpandemieplans abgeschätzt werden. 


Nach den Ergebnissen der für Hamburg durchgeführten 
Modellrechnung würden bei einer angenommenen 
Erkrankungsrate von 15% 260.000 Menschen in einem 
Zeitraum über 8 Wochen erkranken. 


Bei einer Erkrankungsrate von 15% würden 330.000 Per- 
sonen im Verlauf von 8 Wochen einmalig eine Arztin oder 
einen Arzt aufsuchen. Diese Zahl berücksichtigt auch, dass 
in der Situation der Pandemie vermehrt Personen mit aku- 
ten Atemwegserkrankungen anderer Ursache eine Arztin 
oder einen Arzt mit der Verdachtsdiagnose einer Influenza 
aufsuchen werden. Dies entspräche — bezogen auf haus- 
ärztliche und pädiatrische Praxen — durchschnittlich 40 
zusätzlichen Patientinnen und Patienten pro Arztin oder 
Arzt und Woche. In den 8 Wochen einer Influenzapande- 
mie kann man in Hamburg darüber hinaus ca. 5.200 Influ- 
enza bedingte Krankenhausbehandlungen erwarten, wo- 
bei neben der Bevölkerung Hamburgs auch Patientinnen 
und Patienten aus der Metropolregion Hamburgs in den 
Krankenhäusern mitversorgt werden. 





1200 


1000 


Anzahl Neuaufnahmen 





200 








1 2 3 4 5 
Wochen pandemischer Aktivität 








Abb.: Neuaufnahmen pro Woche in den Hamburger Kran- 
kenhäusern der Akut- und Notfallversorgung bei einer 
Erkrankungsrate von 15% und einer Pandemiedauer von 
8 Wochen 


Die mit einer Influenzapandemie assoziierten Unsicher- 
heiten bedingen die eingeschränkte Aussagekraft solcher 
Modelldaten, da weder die Eigenschaften des Erregers 
noch die hauptsächlich betroffenen Personengruppen im 
Vorfeld bekannt sein können. Auch sind bei den Berech- 
nungen die Auswirkungen von seuchenhygienischen 
Gegenmaßnahmen nicht berücksichtigt. 


Bereitstellung eines pandemischen Impfstoffes 


Die 78. GMK hat sich in ihrem Beschluss „Weitere Um- 
setzung des Aktionsplans von Bund und Ländern zur 
Vorbereitung auf eine mögliche Influenzapandemie“ vom 
30. Juni 2005 in Bezug auf die Impfung wie folgt geäußert: 


„Wirksamste Maßnahme zur Bewältigung einer Influenza- 
pandemie ist die Impfung mit einem gegen das Pandemie- 
virus gerichteten Impfstoff. Die schnelle Verfügbarkeit des 
Impfstoffes in der notwendigen Menge hat für die GMK 
deshalb höchste Priorität: Die Impfung ist zentrales Ele- 
ment des Infektionsschutzes und damit deren Durch- 
führung in der Verantwortung der Länder. Die GMK 
begrüßt, dass der Bund sich für die Schaffung einer ein- 
heitlichen Impfstrategie einschließlich der Sicherung der 
erforderlichen Produktionskapazität einsetzt und die 
Finanzierung der Vorbereitungskosten übernimmt.“ 


4. 


Die Produktion eines Grippe-Impfstoffes kann erst begin- 
nen, wenn die WHO das zugrunde liegende Virus einer 
Pandemie identifiziert hat. Die letzten länderübergreifen- 
den Grippeepidemien (1918/19, 1957/58 und 1968/69) 
haben gezeigt, dass ein Ausbreiten des Virus mehrere 
Monate dauern kann. So ist es möglich, dass sich eine sol- 
che Grippe von Südost-Asien wellenartig ausbreiten wird 
und es noch einige Monate dauert bis Europa erreicht 
wird. Die WHO weist aber darauf hin, dass die Pandemie 
auch gleichzeitig in mehreren Regionen oder Kontinenten 
ausbrechen kann. 


Zurzeit bestehen für die massenhafte Herstellung von 
Pandemieimpfstoff weder die biotechnologischen Voraus- 
setzungen noch ausreichende Produktionskapazitäten. 
Einige Staaten, wie z.B. Frankreich oder die USA haben 
oder planen Verträge mit den Herstellern über die Ent- 
wicklung und Bevorratung eines pandemischen Impfstof- 
fes zusätzlich zur Bevorratung mit antiviralen Medika- 
menten. Kanada besitzt eine nationale Produktionsstätte 
für Impfstoffe. 


Auch wenn die Bundesregierung die Übernahme der 
„Finanzierung der Vorbereitungskosten“ zugesagt hat, 
so sind die Kosten noch nicht für alle der Teilschritte der 
Entwicklung, Produktion, Abgabe und Verteilung ab- 
schließend geklärt. 


Im „Nationalen Influenzapandemieplan“ werden die Ent- 
wicklungs- und Investitionskosten auf Grund von Herstel- 
lerangaben auf ca. 100 Millionen Euro für Deutschland 
und die Kosten pro Impfstoffdosis auf 5 Euro pro Person 
geschätzt. 


Hinzu kommen Kosten für die Logistik der Verteilung des 
Impfstoffes und die Durchführung von Impfungen. Eine 
mögliche Massenimpfung gegen Influenza wurde bereits 
bei der anstehenden Ausstattung von Pockenimpfstätten 
berücksichtigt. Für die Lagerung und Umwälzung des zur 
Impfung notwendigen Materials (z.B. Verbandsstoffe, 
Desinfektionsmittel oder Impfnadeln), für eine evtl. not- 
wendige Zwischenlagerung von Impfstoffen in Hamburg 
und Schulungen des Personals der Impfstätten werden in 
Hamburg laufende Kosten von ca. 30.000 Euro pro Jahr 
anfallen. 


Antivirale Medikamente 


Der Einsatz der antiviralen Medikamente (vorrangig: 
Neuraminidasehemmer) wird von der WHO empfohlen, 
um die Auswirkungen der Pandemie auf die Gesundheit 
der Bevölkerung zu begrenzen, bis eine Prävention durch 
einen geeigneten Impfstoff möglich ist. Dabei ist davon 
auszugehen, dass ein Zeitraum von mehreren Monaten bis 
zur Verfügbarkeit des Impfstoffs durch den Einsatz der 
antiviralen Medikamente zu überbrücken ist. 


Es wurde in Medikamentenstudien nachgewiesen, dass die 
Neuraminidasehemmer die Krankheitsdauer einer Influ- 
enza um durchschnittlich 1,5 Tage verkürzen und das 
Risiko für das Auftreten von Komplikationen verringern 
können (z.B. antibiotikapflichtige Lungenentzündung). 
Erfahrungen über den Einsatz der Medikamente in einer 
Influenzapandemie liegen nicht vor. 


Auf Grund dieser Faktenlage stellte die 78. GMK in ihrem 
Beschluss vom 30. Juni 2005 zum Einsatz von Neurami- 
nidasehemmern fest: „Im Gegensatz zu früheren Pande- 
mien stehen heute grundsätzlich antivirale Arzneimittel 
zur Verfügung, die Expertenaussagen zufolge in einer Pan- 
demie, gerade in der Zeit bis ein geeigneter Pande- 
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mieimpfstoff zur Verfügung stehen kann, nutzbringend 
eingesetzt werden können.“ 


Die Neuraminidasehemmer werden zurzeit auf Grund der 
bestehenden Patentrechte nur von zwei Herstellerfirmen 
produziert. Da die Neuraminidasehemmer bisher in 
Europa eine eher geringe Verbreitung bei der Behandlung 
der saisonalen (d.h. jährlich im Herbst wiederkehrende 
Influenza) gefunden haben, sind die zurzeit auf dem 
Weltmarkt bestehenden Produktionskapazitäten für eine 
Influenzapandemie nicht ausreichend. 


International besteht wegen der Pandemieplanungen der 
Staaten eine hohe Nachfrage nach den Medikamenten. 23 
Industrienationen (davon 13 aus der EU) bevorraten 
bereits antivirale Medikamente für einen Teil ihrer Bevöl- 
kerung. 


Für die Länder wurden seit Februar 2005 unter Feder- 
führung des Vorsitzlandes der GMK - Bayern - in einer 
Arbeitsgruppe mit den Sprechern der A- und B-Länder 
(NRW und BW, seit Mai erweitert um HH und RP) und des 
BMGS Gespräche mit den Herstellern antiviraler Medika- 
mente geführt und entsprechende Verträge zur Unter- 
schrift durch die Länder am 14. Juli 2005 abschließend 
verhandelt. 


Als Ergebnis der intensiven fachlichen und politischen 
Gespräche zwischen den Ländern, mit dem Bund und den 
Herstellern hat es die 78. GMK am 30. Juni 2005 begrüßt, 
„dass es gelungen ist, mit den Herstellerfirmen antiviraler 
Medikamente Rahmenverträge abschließend zu verhan- 
deln, die es den einzelnen Ländern ermöglichen, entspre- 
chende Präparate in der von ihnen gewünschten Menge zu 
beschaffen.“ Die 78. GMK anerkannte in diesem Zusam- 
menhang, „dass es unterschiedliche Positionen zwischen 
den Ländern zu Art, Umfang und Notwendigkeit der 
Beschaffung gibt.“ 


Um eine Harmonisierung der Beschaffungsstrategie zu 
erreichen, haben sich die Länder im Nachgang zur 78. 
GMK auf die Beschaffung der Arzneimittel im Verbund 
geeinigt. Dabei nehmen alle Länder eine entsprechende 
Bevorratung auf einer gemeinsamen Berechnungsgrund- 
lage vor. Die von den Ländern beschafften Arzneimittel 
bilden einen Pool, aus dem sich die Länder im Bedarfsfall 
gegenseitig unterstützen. 


Das von den Ländern erarbeitete Bevorratungskonzept 
sieht in Abwägung der Notwendigkeit, einen ausreichen- 
den Schutz der Bevölkerung durch antivirale Medika- 
mente zu erreichen und unter Berücksichtigung deren 
begrenzter Wirksamkeit und der Kosten, das im Folgen- 
den dargestellte gestufte Vorgehen vor. 


Bevorratungskonzept der Länder 
Umfang der Bevorratung 


— Alle Länder bevorraten antivirale Medikamente. 
— Bevorratung für die Therapie von 


1) Personen, die ein besonderes Risiko haben, sehr 
schwer zu erkranken (ca. 30% der Bevölkerung zählt 
zu diesem Personenkreis), 


2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheits- 
wesen und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung. 


— Für die unter 2) genannten Personen werden die folgen- 
den Berufsgruppen berücksichtigt: 


Beschäftigte im Gesundheitswesen 
e Krankenhäuser 

e Arztpraxen 

e Pflegedienste und -heime 

e Apotheken 

e Krankentransportunternehmen 
e Öffentlicher Gesundheitsdienst 


Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung 


e Polizei 

e Feuerwehr (einschließlich Rettungsdienste) 
e Katastrophenschutz 

e Justizvollzug 


— Jedes Bundesland errechnet seinen Bedarf nach konkret 
ermittelten Zahlen zu den o. g. Gruppen. 


— Es wird für die Bedarfsberechnungen auf der Grundlage 
der im Nationalen Influenzapandemieplan dargestellten 
Szenarien von einer Erkrankungsrate an Influenza von 
15% der Gesamtbevölkerung ausgegangen. Bei einem 
Anteil von 30% an besonders gefährdeten Personen in 
der Bevölkerung wird jedes Land für 4,5 % der Bevölke- 
rung antivirale Medikamente erwerben. 


— Die Bevorratung für die Einsatzkräfte im Bereich 
öffentliche Sicherheit und Ordnung und im Gesund- 
heitswesen erfolgt unter Sicherheitsaspekten für die 
Hälfte dieses Personenkreises. 

Art der Bevorratung 

Nach einem vertraglich festgelegten Verteilungsschlüssel 

(auf der Grundlage der Bevölkerungszahlen) der Länder, 

der die maximal für Deutschland verfügbaren Mengen 

berücksichtigt, konnten die Länder auf der Grundlage der 

Bevölkerungszahlen folgende Medikamente/Substanzen aus 

der Wirkstoffgruppe der Neuraminidasehemmer im Rah- 

men von Einzelverträgen mit den Herstellern bevorraten: 


1) Wirkstoffpulver Oseltamivir der Firma Hoffmann- 
La-Roche (Roche) 


2) Tamiflu® Kapseln von Roche 

3) Relenza® der Firma GlaxoSmithKline (GSK) 
Haltbarkeit der Medikamente 

Es werden zur Haltbarkeit folgende Angaben gemacht: 


1) Wirkstoffpulver Oseltamivir............ 60 Monate 
ab Herstellung 
2) Tamiflu® ee Grei 0.208000 sr 60 Monate 
ab Herstellung 
3). Relenz3° Ai. 36 Monate 


ab Herstellung, wobei sich der Hersteller vertraglich 
verpflichtet, eine Verlängerung der Haltbarkeit auf 60 
Monate unverzüglich zu beantragen (in anderen Staaten 
bereits erfolgt) oder für kostenfreien Austausch zu sor- 
gen. Eine dann arzneimittelrechtlich erforderliche 
Umetikettierung wird der Verkäufer auf eigene Kosten 
durchführen. 


Nach Ablauf der Haltbarkeit der Medikamente Tamiflu® 
und Relenza® können diese nicht mehr eingesetzt werden 
und es ist gegebenenfalls ein Ersatz notwendig. Die Wei- 
terverwendung des Wirkstoffpulvers Oseltamivir über die 
oben angegebene Haltbarkeitsdauer hinaus ist abhängig 
von den Ergebnissen der entsprechenden pharmazeuti- 
schen Prüfungen zu diesem Zeitpunkt. Nach den Angaben 
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des Herstellers ist damit zu rechnen, dass das Wirkstoff- 
pulver 7 bis 10 Jahre lang eingesetzt werden kann. 


Es ist also davon auszugehen, dass — wenn es zwischenzeit- 
lich nicht zur Pandemie gekommen ist — nach 5 bzw. 7-10 
Jahren ein Ersatz der Medikamente notwendig wird. Art 
und Umfang der Bevorratung zu diesen Zeitpunkten kann 
allerdings jetzt noch nicht bestimmt werden. Hier spielen 
die dann aktuelle Risikoanalyse, der Anteil der gefährde- 
ten Bevölkerungsanteile, die generelle Verfügbarkeit (bzw. 
Produktionskapazitäten) der Medikamente auf dem Welt- 
markt und die Verfügbarkeit von Generika-Präparaten 
nach Ablauf des Patentschutzes eine Rolle. 


Art und Umfang der Bevorratung in Hamburg 
Umfang der Bevorratung in Hamburg 


Unter Zugrundelegung der vorangestellten Annahmen 
sind für die Bevölkerung Hamburgs 77.185 Therapie- 
einheiten für Personen, die ein besonderes Risiko haben, 
schwer an Influenza zu erkranken, und ca. 37.000 Thera- 
pieeinheiten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Gesundheitswesen und zur Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung zu beschaffen. 


Art der Bevorratung in Hamburg 


Nach dem vertraglich vorgegebenen Verteilungsschlüssel 
der Medikamente unter den Ländern und unter Gesichts- 
punkten der Kosteneffektivität hat Hamburg mit Unter- 
schrift vom 11. Juli 2005 vertragliche Vereinbarungen mit 
den Herstellern über den Ankauf der unten stehenden 
Medikamente getroffen: 


105.000 Therapieeinheiten Wirkstoffpulver Oseltamivir 
von Roche 


10.000 Therapieeinheiten Relenza® von GSK 


Lieferung der Medikamente 


Mit den Unternehmen wurden folgende Lieferfristen ver- 
traglich vereinbart: 


Wirkstoffpulver Oseltamivir 21. Dezember 2005 


Relenza® 01. Dezember 2005 


Kosten des Ankaufs, der Lagerung und Abgabe von antivi- 
ralen Medikamenten 


Die Kosten für den Ankauf der Medikamente belaufen 
sich pro Therapieeinheit auf 








Kosten inkl. MwSt 
1) Wirkstoffpulver 
Oseltamivir ......... 7,70 Euro 8,93 Euro 
2) Relenza®............ 12,00 Euro 13,92 Euro 
Gesamtkosten 
des Ankaufs: .......... 1.077.060,00 Euro inkl. MwSt. 





Die Kosten sind laut Verträgen mit dem Hersteller Roche 
zahlbar bis 60 Tage nach Auslieferung, mit dem Hersteller 
GSK ebenfalls 60 Tage nach Auslieferung. 


Weitere Kosten der Bevorratung, soweit zurzeit abschätz- 
bar: 


Lagerung, Lagerkontrolle 


GSK und Roche haben die Durchführung und die Über- 
nahme der Kosten einer zentralen Lagerung der Präparate 


4.4 


4.5 


4.6 


für die Länder vertraglich zugesichert. Dies schließt die 
Kosten der Lagerung, Versicherung und die Lagerkon- 
trolle ein. Für die Kosten der Lagerung von Impfmateria- 
lien wird auf den Abschnitt 3., letzter Absatz, verwiesen. 


Versand- und Lieferkosten vom Lagerort in die Länder 


Die Lieferung erfolgt durch die Verkäufer. Die Kosten sind 
im Kaufpreis enthalten. 


Kosten der Abgabe und Verteilung der Medikamente 


Diese sind auf Grund des derzeit nicht abschließend fest- 
gelegten Vertriebsweges noch nicht konkret zu beziffern. 


Finanzierung 


Da die zu erwartenden einmaligen und laufenden Kosten 
zur Bevorratung von Medikamenten und Impfstoffen im 
Rahmen der Influenzapandemie nicht durch Umschich- 
tung aus dem Einzelplan 3.2 zur Verfügung gestellt werden 
können, erfolgt die Finanzierung der Beschaffung von 
antiviralen Medikamenten aus Verstärkungsmitteln, die 
von der Finanzbehörde entsprechend bereitgestellt werden. 


Vertragsgestaltung und -abschluss 


Die zur Bevorratung geeigneten Medikamente (Neurami- 
nidasehemmer) werden ausschließlich von den beiden 
oben genannten Unternehmen angeboten. 


Laut dem Beschluss der 78. GMK vom 30. Juni 2005 haben 
alle Länder eine gleichlautende Rahmenvereinbarung zum 
Vertragsgegenstand, zur Lieferung, zum Kaufpreis und zu 
weiteren Bestimmungen jeweils mit den Herstellern ab- 
geschlossen. Zusätzlich wurden Einzelverträge (Kauf- 
verträge) der Länder nach einem abgestimmten Muster- 
vertrag mit den vorgenannten Unternehmen geschlossen. 
Die unterschriebenen Verträge mussten den Herstellern 
bis zum Ende der Angebotsfrist am 15. Juli 2005 vorliegen. 


Der Präses der Behörde für Wissenschaft und Gesundheit 
hat am 11. Juli 2005 die Verträge unterzeichnet. 


Refinanzierung 


Auf Grund der Notwendigkeit einer umgehenden Bevorra- 
tung müssen die Länder in „Vorleistung“ für den Ankauf 
der Medikamente treten. Die Dringlichkeit ergibt sich aus 
der geringen weltweiten Verfügbarkeit der Medikamente 
und der von Experten als hoch eingeschätzten Wahr- 
scheinlichkeit einer Influenzapandemie. 


Die 78. GMK stellt dazu in ihrem Beschluss vom 30. Juni 
2005 fest: 


„Hinsichtlich der Bevorratung mit antiviralen Arzneimit- 
teln sehen die Länder eine Regelungslücke. Zu deren 
Schließung wird aus der Reihe der Länder heraus eine 
Bundesratsinitiative ergriffen. 


Die GMK geht im Übrigen von der Refinanzierung durch 
die gesetzliche und private Krankenversicherung im Pan- 
demiefall aus. Im Hinblick auf die im Pandemiefall vorge- 
sehene Umsetzung im Rahmen des regulären Versorgungs- 
systems bittet die GMK den Bund, die notwendigen 
Klärungen auch mit den Verbänden der Selbstverwaltung 
auf Bundesebene zu koordinieren.“ 


Petitum 


Die Bürgerschaft wird gebeten, Kenntnis zu nehmen. 
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